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Bei der Betrachtung der abge-
schlossenen elektrischen Be-
triebsstätten, z. B. Kellersta-

tionen, Turmstationen, Schaltanla-
genräume und gemauerte Statio-
nen, die den zitierten Normen nicht
oder nur teilweise entsprechen, oder
bei denen diese nicht anwendbar
sind, gelten Anforderungen, die nicht
nur vor einer Sanierungs- oder Er-
weiterungsmaßnahme zu prüfen
sind. Hierzu muss die abgeschlosse-
ne elektrische Betriebsstätte auf
Grundlage der aktuellen Gesetzes-
und Normenlage überprüft werden.

Rechtliche Rahmenbedingungen

Gesetze und Verordnungen
Die wichtigsten Gesetze und Ver-
ordnungen, die bei der Bewertung
der Personensicherheit beim Auf-
treten eines Störlichtbogens in einer
elektrischen Betriebsstätte zu be-
achten sind, sind in Tafel 1 ihrer
Wichtigkeit nach von oben nach un-
ten geordnet zusammengestellt.

Das für den Netzbetreiber als Lie-
ferant elektrischer Energie wich-
tigste Gesetz ist das Energiewirt-
schaftsgesetz [3;4] und als Arbeitge-
ber das Arbeitsschutzgesetz [5] der
Bundesrepublik Deutschland. Das
Energiewirtschaftsgesetz fordert in
seinem § 49 die technische Sicher-
heit der eingesetzten Anlagen. Da-
bei wird im Allgemeinen die techni-
sche Sicherheit lediglich auf die Zu-
verlässigkeit der Energieversorgung
bezogen und weniger auf die Perso-
nensicherheit des Personals, das für
den Betrieb dieser Anlagen verant-
wortlich ist. Diese Einschränkung
muss nach der später zu behan-
delnden Gesundheitsschutzverord-
nung gegebenenfalls aufgehoben
werden.

Direkt mit der Störlichtbogensi-
cherheit verbunden ist das Arbeits-

schutzgesetz von 1996. Es fordert
vom Arbeitgeber die Herstellung von
Sicherheit und Gesundheitsschutz
der Beschäftigten. Das Gesetz for-
dert die Durchführung einer Ge-
fährdungsbeurteilung und gegebe-
nenfalls die Einleitung geeigneter
Abhilfemaßnahmen und ermäch-
tigt die Bundesregierung, Einzelhei-
ten der erforderlichen Maßnahmen
durch Rechtsverordnung festzule-
gen.

Die Bundesregierung ist dieser
Ermächtigung gefolgt und hat im
Jahr 2002 die Gesundheitsschutz-
verordnung [6] verabschiedet. Mit
dieser Verordnung werden insgesamt
acht EU-Richtlinien zur Sicherheit
am Arbeitsplatz umgesetzt. Als Grün-
de für die Ausarbeitung dieser Ver-
ordnung wird im Abschnitt 4 auch
auf den § 16 des Energiewirtschafts-
gesetzes 1998 Bezug genommen.
Dieser § 16, Satz 1, fordert die tech-
nische Sicherheit der Anlagen und
ist identisch mit § 49, Satz 1, des heu-
te geltenden Energiewirtschaftsge-
setzes 2005. Es ist damit festzuhal-
ten, dass die Gesundheitsschutz-
verordnung durch die Begründung
in Punkt 4 den Begriff der techni-
schen Sicherheit in § 49 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes auch auf den
Personenschutz ausdehnt.

Für die hier gestellte Frage nach
der Störlichtbogensicherheit ist der
Artikel 1 »Betriebssicherheitsverord-
nung – BetrSichV« in [6] von beson-
derer Bedeutung. Sie gilt nach § 1
für die »Bereitstellung von Arbeits-
mitteln durch den Arbeitgeber so-
wie für die Benutzung von Arbeits-
mitteln durch Beschäftigte bei der
Arbeit«.

Aus der Verordnung sind stich-
wortartig die folgenden Punkte zu
erwähnen:
• Der Arbeitgeber hat bei der Ge-
fährdungsbeurteilung die notwen-
digen Maßnahmen für die sichere
Bereitstellung von Arbeitsmitteln zu
ermitteln (§ 3);
• der Arbeitgeber hat alle erforderli-
chen Maßnahmen zu treffen, damit
den Beschäftigten nur Arbeitsmittel
bereit gestellt werden, bei deren be-
stimmungsgemäßen Benutzung Si-
cherheit und Gesundheitsschutz
gewährleistet sind (§ 4);
• die Anforderungen an die Be-
schaffenheit der Arbeitsmittel sind
in § 7 festgelegt, wobei für den Span-
nungsbereich über 1 kV nur die Ar-
beitsmittel zu beachten sind, für die
keine Rechtsvorschriften der EU
festgelegt sind. Hierzu ist festgelegt:

Im Rahmen der Veröffentlichung der neuen
Normen IEC 62271-200/VDE 0671 Teil
200:2003 (Metallgekapselte Wechsel-
stromschaltanlagen für Bemessungsspan-
nungen über 1 kV bis einschließlich 52 kV)
[1] und der IEC 62271-202/VDE 0671 Teil
202:2007 (Fabrikfertige Stationen für
Hochspannung/Niederspannung) [2] und
deren Überarbeitung wurden die Grund-
lagen u. a. hinsichtlich der Störlichtbogen-
qualifikation für Anlagen und Stationen zur
Personensicherheit neu definiert. Für neue
Ortsnetzstationen stellt die Anwendung
dieser Normen den Stand der Technik dar.
Durch diese Veröffentlichungen und An-
wendungen der neusten Anforderungen
an Personen-, Anlagen- und Sachschutz
durch die Störlichtbogenqualifikation treten
vermehrt Fragen zum Thema Bestand von
Altanlagen und Altstationen, Sanierungen,
Umbau, Erweiterungen, Instandsetzung
und Einsatz von gebrauchten Stationen auf.
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– Der Arbeitgeber darf den Be-
schäftigten erstmalig nur Arbeits-
mittel bereitstellen, die den sons-
tigen Rechtsvorschriften entspre-
chen, mindestens jedoch den
Vorschriften des Anhangs 1;
– Arbeitsmittel, die den Beschäf-
tigten erstmalig vor dem 3. Okto-
ber 2002 bereitgestellt worden
sind, müssen den sonstigen Rechts-
vorschriften entsprechen, min-
destens jedoch den Anforderun-
gen nach Anhang 1 Nr. 1 und 2.
Der Anhang 1 »Mindestvorschrif-

ten für Arbeitsmittel nach § 7« legt in
Abschnitt 1 fest, dass für bereits in
Betrieb genommene Arbeitsmittel
nicht die grundlegenden Anforde-
rungen an neue Arbeitsmittel gel-
ten, wenn andere ebenso wirksame
Maßnahmen getroffen sind, oder
wenn im Einzelfall die Einhaltung
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Bild 1. Elektrounfälle des Bedienungspersonals durch Störlichtbögen im
Mittelspannungsbereich [10;12]

Tafel 1

Gesetze

Energiewirtschaftsgesetz, Ausgaben 1998 [1], § 16, und 2005 [2], § 49:
Forderung nach technischer Sicherheit der Energieanlagen

Arbeitsschutzgesetz 1996 [3]:
§ 1 Forderung nach Herstellung von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten durch den Arbeitgeber;
§ 5 Forderungen der Gefährdungsbeurteilung durch den Arbeitgeber und Festlegung der erforderlichen Abhilfemaßnahmen;
§ 18 Ermächtigung der Bundesregierung, durch Rechstsverordnung festzulegen, welche Maßnahmen vom Arbeitgeber zu treffen
sind

Verordnung der Bundesregierung

Gesundheitsschutzverordnung, Ausgabe 2002 [4]:
nimmt Bezug auf beide Gesetze mit Erwähnung der genannten §§

enthält in Artikel 1
Betriebsicherheitsverordnung (BetrSichV)
§ 3 legt Anforderungen an die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung fest;
§ 7 Neue Arbeitmittel müssen den Rechtsvorschriften der EU entsprechen. Wenn diese nicht anwendbar sind, mindesten den
Anforderungen des Anhangs 1;
Arbeitmittel, die vor dem 3. Oktober 2002 erstmalig bereitgestellt wurden, müssen mindestens den Anforderungen des Anhangs 1,
Nr. 1 und Nr. 2 entsprechen

Veordnungen der Berufsgenossenschaften

BGV A3, Ausgabe 2005 [5]
§ 3 fordert Maßnahmen des Unternehmers, wenn die elektrische Anlage nicht oder nicht mehr den technischen Regeln entspricht
und verweist auf Anhang 1, in dem Anpassungen an elektrische Regeln aufgeführt sind: Sicherstellung des Schutzes beim Bedienen
von Hochspannungsanlagen nach DIN VDE 0101, 05/89 Abschnitt 4.4 bis zum 31. Oktober 2000

Landesbauordnungen der Bundesländer

Bestandsschutz als Rechtsinstitut im öffentlichen Baurecht
Erlaubt die unveränderten Weiternutzung einer einmal rechtmäßig errichteten baulichen Anlage, auch wenn sie nicht mehr dem
neueren öffentlichen Recht entspricht;
Nach neueren Gerichtsurteilen, entfällt der Bestandsschutz, wenn der Nachbarschaft Gefahren für Leib und Leben oder unzumut-
bare Belästigungen entstehen.

Tafel 1. Zusammenstellung der bei der Beurteilung der Störlichtbogensicherheit von Netzstationen zu beachtenden
Gesetze und Verordnungen



der grundlegenden Anforderungen
zu unverhältnismäßiger Härte füh-
ren würde und die Abweichung mit
dem Schutz der Beschäftigten ver-
einbar ist.

In Anhang 1, Abschnitt 2, sind all-
gemeine Mindestvorschriften für
Arbeitsmittel festgelegt. Hier findet
sich in Punkt 2.5: Ist beim Arbeits-
mittel mit herabfallenden oder he-
rausschleudernden Gegenständen
zu rechnen, müssen geeignete
Schutzvorrichtungen vorhanden
sein. Arbeitsmittel müssen mit Vor-
richtungen zum Zurückhalten oder
Ableiten von ihm ausströmender
Gase, Dämpfe, Flüssigkeiten oder
Stäube versehen sein.

Aus der BetrSichV ist somit zu fol-
gern, dass die Störlichtbogensicher-
heit sowohl bei Neuanlagen vor-
handen sein muss, als auch bei Be-
standsanlagen durch Nachrüstung
herzustellen ist. Dem Sinn der
BetrSichV ist die Berufsgenossen-
schaftliche Vorschrift für Sicherheit
und Gesundheit bei der Arbeit BGV
A3 [7] (vorherige VBG 4) »Unfallver-
hütungsvorschrift – Elektrische An-
lagen und Betriebsmittel« bereits
im Jahr 1996 zuvorgekommen. Sie
hat im § 3 festgelegt, dass alle Anla-
gen den elektrotechnischen Regeln
entsprechend errichtet, geändert,
instandgehalten und betrieben wer-
den müssen, und dass Nachrüst-
maßnahmen erforderlich sind,
wenn die Anlagen nicht oder nicht
mehr den elektrotechnischen Re-
geln entsprechen. Sie hat im An-
hang 1 die Anpassung aller Anlagen
zur »Sicherstellung des Schutzes
beim Bedienen von Hochspan-
nungsschaltanlagen nach VDE 0101,
5/89 Abschnitt 4.4« bis zum 31. Ok-
tober 2000 gefordert.

Der Abschnitt 4.4 der Norm DIN
VDE 0101, 5/89 »Schutz beim Be-
dienen« fordert: Schaltanlagen sind
so zu errichten, dass Personen beim
Bedienen weit gehend vor Störlicht-
bogen geschützt sind. Diese Bedin-
gung ist erfüllt, wenn eine der nach-
stehenden oder andere gleichwerti-
ge Maßnahmen getroffen werden1):
• Lasttrennschalter anstelle von
Trennschaltern. Die Lasttrenn-
schalter müssen den am Einbauort
maximal auftretenden Betriebs-
strom ausschalten können und für

das Einschalten auf Kurzschluss ge-
eignet sein;
• Schaltfehlerschutz für Trennschal-
ter und Erdungsschalter, z. B. Ver-
riegelung, einschaltfeste Erdungs-
schalter, unverwechselbare Schlüs-
selsperren;
• Bedienung der Anlage aus siche-
rer Entfernung;
• Einbau von geeigneten Schutz-
vorrichtungen, z. B. Lichtbogenleit-
bleche, Lichtbogenfenster, Voll-
wandtüren, Trennwände.

Abschließend seien die Landes-
bauordnungen der Bundesländer
Deutschlands erwähnt, da in diesen
als einzige Stelle in den Gesetzen
oder Verordnungen der Bestands-
schutz von baulichen Anlagen als
»Rechtsinstitut« festgelegt ist. Er be-
sagt, dass eine einmal rechtmäßig
errichtete bauliche Anlage unver-
ändert weiterbetrieben (passiver
Bestandsschutz) und instandgehal-
ten (aktiver Bestandsschutz) wer-
den darf.

Heute ist der Bestandsschutz nach
mehreren Gerichtsurteilen dann in-
frage gestellt, wenn für die Nach-
barschaft »Gefahr für Leib und Le-
ben oder unzumutbare Belästigun-
gen« entstehen (s. z. B. [8]). Wenn
solche Befürchtungen gerechtfer-
tigt sind, sind die Baubehörden be-
rechtigt, Nachbesserungsmaßnah-
men zu verlangen. Die Landesbau-
ordnungen werden zzt. dahinge-
hend geändert.

Die Gesetzeslage ist somit ein-
deutig, zumindest was den Schutz
des Bedienungspersonals betrifft.
Die Anlagen müssen störlichtbo-
genfest nach VDE 0101 sein und alte
Anlagen müssen, falls erforderlich,
nachgerüstet werden. Andere Gut-
achten wie in [9] kommen zu der
gleichen Schlussfolgerung. Eine
Anpassung oder Nachrüstung be-
stehender Anlagen ist Pflicht, wenn
»die technische Sicherheit der be-
stehenden elektrischen Anlagen
und der Schutz von Personen nach
den neusten Erkenntnissen bei ord-
nungsgemäßem Betrieb nicht mehr
gewährleistet sind«. Ein Bestands-
schutz ist nicht vorhanden. Den
Aussagen in [10] bzgl. des Bestands-
schutzes muss somit widerspro-
chen werden.

Bezüglich des Störlichtbogen-
schutzes der Öffentlichkeit ist die
Gesetzeslage nicht ganz eindeutig,
da sich die Gesundheitsschutzver-
ordnung auf den Schutz von mit Ar-
beitsmitteln beschäftigten Personen
bezieht. Das Energiewirtschaftsge-

setz macht diese Einschränkung
nicht, und die Auslegung der Ge-
sundheitsschutzverordnung, dass
der Begriff »technische Sicherheit«
im EnWG auch den Personenschutz
von Beschäftigten einschließt, legt
nahe, dies auch für den Personen-
schutz der Öffentlichkeit zu tun.

Normen – anerkannte Regeln der
Technik
Normen sind freiwillige Vereinba-
rungen zwischen Interessensgrup-
pen. Sie werden wie die Normen des
VDE entsprechend dem § 49 des
EnWG üblicherweise als allgemein
anerkannte Regeln der Technik an-
gesehen. Dies gilt nicht nur für die
festgelegten Anforderungen an Bau
und Konstruktion oder die vorge-
schriebenen Typ- und Stückprüfun-
gen, sondern auch für die normati-
ven oder informativen Anhänge.
Die Schlussfolgerung, dass ein den
Normen entsprechendes Gerät au-
tomatisch den in § 49 des EnWG ge-
forderten allgemein anerkannten
Regeln der Technik entspricht, ist
somit voreilig.

Dieser Ansicht hat der Bundesge-
richtshof in Sachen »mangelnder
Schallschutz in Wohnungen« in den
Urteilen BGH VII 184/97 (1997) und
BGH VII 45/06 (2006) widerspro-
chen. Es hat ein vom Berufungsge-
richt gesprochenes Urteil aufgeho-
ben mit der Begründung, dass Nor-
men die allgemein anerkannten Re-
geln der Technik enthalten können,
aber nicht müssen.

Bestandsschutz ist in keinen Nor-
men des DIN oder VDE geregelt. Die
Festlegung von Bestandsschutz oder
die Forderung nach Nachrüstmaß-
nahmen kann von sehr hoher wirt-
schaftlicher Bedeutung sein, so
dass die Entscheidung hierüber nur
vom Gesetzgeber getroffen werden
und nicht einer mit wenigen Exper-
ten besetzten Normungskommissi-
on überlassen werden kann.

Die von einem Störlichtbogen aus-
gehende Gefahr wurde bereits in den
1960er Jahren bekannt und wurde
innerhalb der Pehla eingehend un-
tersucht. Die 2. Richtlinie der Pehla
zur Störlichtbogenprüfung ging
dann 1979 in die Normung in IEC
60298 (VDE 0670 Teil 6) oder IEC
61433 als Prüfung nach Vereinba-
rung ein. Sie wurde als Typprüfung
erst 2004 in der Norm VDE 0671 Teil
200 für metallgekapselte Mittel-
spannungsschaltanlagen und 2007
in der Norm VDE 0671 Teil 202 für
fabrikfertige MS/NS-Netzstationen
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1) Es ist zu berücksichtigen, dass bei der Ge-
fährdungsbeurteilung im Störlichtbogen-
fall ein Schutz des Bedienenden teilweise
nicht nur durch eine dieser Maßnahmen
gewährleistet ist.



nur dann gefordert, wenn vom
Netzbetreiber eine Störlichtbogen-
klassifikation (IAC) verlangt wird.

Die Prüfung der Störlichtbogen-
festigkeit ist auch heute noch keine
in jedem Fall zur Erfüllung der Norm
erforderliche Typprüfung. Nach
Auslegung des Bundesgerichtshofs,
war die Forderung nach Störlicht-
bogensicherheit bereits 1970, also
seit 40 Jahren, aber zumindest seit
1979 eine allgemein anerkannte Re-
gel der Technik.

Schlussfolgerungen
Die Störlichtbogensicherheit von
Schaltanlagen und Netzstationen
ist aufgrund des Energiewirt-
schaftsgesetzes und der Betriebssi-
cherheitsverordnung gefordert. Be-
standsschutz besteht nicht, da für
den Schutz von Personen Anpass-
oder Nachrüstmaßnahmen in der
BetrSichV und in der BGV A3 gefor-
dert werden.

Der Schutz des Bedienungsperso-
nals war bereits 2000 nach den An-
forderungen der VDE-Norm 0101
durch Nachrüstmaßnahmen her-
zustellen. Für den Schutz der Öf-
fentlichkeit ist dies spätestens seit
der Bekanntmachung der Gesund-
heitsschutzverordnung September
2002 der Fall. Dies bedeutet:
• Alle elektrischen Anlagen müssen
unabhängig von ihrer Bauart und
ihrem Alter die Anforderungen nach
Störlichtbogensicherheit entspre-
chend der Norm VDE 0101: 05/1989
oder VDE 0101:01/2000 erfüllen.
Die Norm schreibt in Abschnitt
6.5.2.1 »Baubestimmungen, Allge-
meines« vor, dass die Konstruktion
des Gebäudes elektrischer Betriebs-
stätten der mechanischen Belas-
tung und dem durch einen Kurz-
schlusslichtbogen verursachten In-
nendruck standhalten muss. Be-
sondere Anforderungen an Netzsta-
tionen sind nicht erwähnt. Es wird
in Abschnitt 6.6 »Fabrikfertige Sta-
tionen für Hochspannung/Nieder-
spannung« lediglich auf die Norm
EN 61330 (heute VDE 0671 Teil 202)
verwiesen. Unter Schutzmaßnah-
men schreibt Abschnitt 7.4 vor, dass
Schaltanlagen so zu errichten sind,
dass das Personal beim Bedienen
soweit wie möglich vor Störlichtbö-
gen geschützt ist. Es werden Krite-
rien aufgeführt, die im Wesentli-
chen den bereits in Abschnitt 2.1 er-
wähnten Kriterien der VDE 0101:
05/89 entsprechen.
• Für metallgekapselte Wechsel-
stromschaltanlagen gilt VDE 0671

Teil 200. Hier kann vom Netzbetrei-
ber bei neu zu errichtenden Schalt-
anlagen eine Störlichtbogenqualifi-
kation IAC-A gefordert werden, wo-
mit eine umfangreiche Gefähr-
dungsbeurteilung nach Abschnitt 3
unnötig wird.
• Für fabrikfertige Netzstationen
MS/NS gilt die Norm VDE 0671 Teil
202. Sie betrifft ausschließlich Netz-
stationen, die Transformator, MS-
und NS-Schaltanlagen und Gehäu-
se umfassen. Hier kann vom Netz-
betreiber bei neu zu errichtenden
Netzstationen eine Störlichtbogen-
qualifikation IAC-AB gefordert wer-
den, womit eine umfangreiche Ge-
fährdungsbeurteilung nach Ab-
schnitt 3 unnötig wird.
• Für Netzstationen, bei denen die
einzelnen Betriebsmittel nicht fa-
brikfertig von einem Hersteller ge-
liefert werden, für die die VDE 0671
Teil 202 also nicht zutrifft, ist eine
Gefährdungsbeurteilung nach
Abschnitt 3 erforderlich. Gleiches
gilt für fabrikfertige Netzstationen
nach VDE 0671 Teil 202, wenn hier-
für keine Störlichtbogenqualifi-
kation gefordert ist oder nicht vor-
liegt.

Gefährdungsbeurteilung

Die Vorgehensweise für die Durch-
führung einer Gefährdungsbeurtei-
lung ist in den Technischen Regeln
für Betriebssicherheit TRBS 1111
»Gefährdungsbeurteilung und si-
cherheitstechnische Bewertung« [11]
auf der Grundlage der BetrSichV be-
schrieben. Die Gefährdungsbeur-
teilung besteht aus den Schritten
• Informationen beschaffen,
• Gefährdungen ermitteln,
• Gefährdungen bewerten und
• Maßnahmen festlegen und um-
setzen.
Die erforderlichen Informationen
sind beschafft und in den vorheri-
gen Abschnitten beurteilt.

Gefährdungen ermitteln –
Unfallgeschehen
Die Zahl der Elektrounfälle des Be-
dienungspersonals ist in den letz-
ten Jahren stark zurückgegangen.
Maßgebend waren der Einsatz me-
tallgekapselter Anlagen anstelle der
offenen Bauweise und die Verord-
nungen BGV A3 und BetrSichV. Der
Vergleich mit der Gesamtanzahl der
Elektrounfälle mit Todesfolge be-
legt, dass in den Jahren 2000 bis
2005 durchschnittlich rd. 40 % aller
Unfälle auf Störlichtbögen zurück-

zuführen sind. Die Mehrzahl ist
durch Verhaltensfehler verursacht,
i. d. R. durch Missachtung der fünf
Sicherheitsregeln. Diese Feststel-
lung wird auch durch die Forderun-
gen der BGV A3 belegt, in der die
Maßnahmen zum Schutz vor Be-
dienfehlern gleichwertig zu der
Herstellung der Störlichtbogensi-
cherheit gesehen werden.

Gefährdungsbewertung
Durch die Gefährdungsbewertung
in Bezug auf Personenschutz und
Gebäudeschutz mit den Ablaufdia-
grammen in Bild 2 und 3 werden
die relevanten Punkte abgefragt
und beurteilt. An verschiedenen
konkreten Beispielen wurden die
Abläufe erarbeitet und vervollstän-
digt. Hierbei dienen die Ablaufdia-
gramme nicht der einmaligen Be-
stätigung. Vielmehr sind sie iterativ
anzuwenden, d. h. durch z. B. den
Einbau einer IAC-klassifizierten An-
lage können die Ausgangspositio-
nen der Risikobetrachtung geän-
dert werden.

Maßnahmen festlegen und
umsetzen
Die Ablaufdiagramme dienen so als
Entscheidungshilfen, mit denen die
weiteren Maßnahmen festgelegt und
umgesetzt werden. Die Sicherheit
des Bedienungspersonals und der
Öffentlichkeit muss in jedem Fall
gewährleistet sein. Dies kann durch
die Störlichtbogensicherheit der
Schaltanlage selbst oder durch
Maßnahmen zur Vermeidung von
Bedienungsfehlern bei der Bedie-
nung vor Ort sichergestellt sein. Die
Drucküberprüfung beschränkt sich
somit auf die Überprüfung des Ge-
häuses oder des Gebäudes selbst,
um die Öffentlichkeit vor den Aus-
wirkungen eines Störlichtbogens zu
schützen.

Was muss beachtet werden, um
schädliche Auswirkungen bei der
Entstehung von Drücken im Stör-
lichtbogenfall zu minimieren?
• Druckberechnung für die Anlagen-
räume durchführen oder in Auftrag
geben,
• Grundlagen für die Berechnung
festlegen (I k,max),
• Bruttoraumvolumen vorgeben,
• Volumen der Schaltanlagen vor-
geben,
• Nettovolumen errechnen, d. h.
wirksames Schaltraumvolumen,
• wirksamer errechneter Über-
druck im geschlossenen Schalt-
raum mit dem zulässigen Über-

5
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Maßnahmen 
umsetzen

elektrische 
Betriebsstätte
austauschen

positive 
Prüfung der
elektrischen

Betriebsstätte 
nach 

EN 62271-202 
an einem Re-
ferenzaufbau

Ist der Umbau 
der elektrischen 
Betriebsstätte
auf einen Aus-
blaskanal nach 
außen möglich?

Ist der Austausch 
der Türen und

Entlastungsvorrich-
tungen gegen

geprüfte Elemente 
vergleichbarer

elektrischer Betriebs-
stätten möglich?

keine weiteren
Maßnahmen 
erforderlich

40244.2

Risikobetrachtung

Schaltanlage aus Bestand/
bestehende elektrische Betriebsstätte

keine Störlichtbogenprüfung oder
geprüft nach EN 62298/geprüft nach EN 61330

neue Schaltanlage/
neue elektrische Betriebsstätte

ohne IAC-Klassifikation

Schaltanlage/
elektrische Betriebs-
stätte verordnungs-

konform zu 
BetrSichV und 

BGV A3

Ist die ein-
gesetzte Schaltanlage 

nach EN 62298 geprüft 
und alle Kriterien 

erfüllt?

Schaltanlage um-
rüstbar auf IAC-geprüfte

Ausführung?

Einbau in 
Station

Sind die Türen und 
Entlastungseinrichtungen 

vergleichbar mit den 
Türen und Entlastungs-

einrichtungen einer nach 
EN 62271-202 geprüften 

elektrischen Betriebsstätte?

Ja

Nein

Ja Nein

Nein

JaJa

Nein

Nein Nein Nein Nein

Ja Ja Ja Ja

Schaltanlage ersetzen 
durch geprüfte Anlage 
mit IAC-Klassifikation

Ist die elektrische Betriebsstätte 
nach EN 61330 geprüft und alle

Kriterien erfüllt?

Bild 2. Risikobetrachtung in Bezug auf Personen- und Gebäudeschutz



druck für die Wände des Schaltanla-
genraums vergleichen,
• kleinste erforderliche Entlastungs-
öffnung festlegen,
• Schließkraft der Türen festsetzen,
wenn sie nicht zur Entlastung ge-
nutzt werden,
• Türschließkraft als Entlastungs-
funktion festlegen und

• Einteilung der Festigkeitsklassen
der Bauwerke beachten.

Grundlage für alle Räume ist die
Berechnung der Drücke und Schließ-
kräfte ohne die Berücksichtigung
von vorhandenen Be- und Entlüf-
tungen. Ein eventuell vorhandener
aufgeständerter Boden muss ver-
schraubt sein, um im Lichtbogen-

fall nicht zu Verletzung von Perso-
nen zu führen. Ohne die Berück-
sichtigung von vorhandenen Be-
und Entlüftungen ergibt sich bei
den Berechnungen eine größere
Druckbeanspruchung als tatsäch-
lich vorhanden. Wenn diese errech-
neten Werte baulicherseits einge-
halten werden können, sind für das

7

Schaltanlage
störlichbogengeprüft
nach VDE 0670 Teil 6

Pehla-Richtlinie

40244.3

Gefährdungsbewertung

Schaltanlage
IAC-A-klassifiziert

nach VDE 0671-200

Überprüfung der 6
Beurteilungskriterien auf

Einhaltung

Kabel-
anschluss mit Stecker
oder Störlichtbogen-

begrenzer

Kabelanschluss
luftisoliert, nicht

von vorn zugänglich

Drucküberprüfung 
des Gehäuses

erfolgreich

nicht erfolgreich

nicht zugänglich zugänglich

unbedenklich Maßnahmen erforderlich

Ja

Nein Nein

Ja

Nein NeinJa

Ja

Nein

Ja

Ja

fabrikfertige Netzstation
IAC-AB-klassifiziert

nach VDE 0671-202
oder

Netzstation aus
Komponenten

nach VDE 0671-202
erfolgreich störlicht-

bogengeprüft für
Zugänglichkeit A und B

Anlage nach
Störlichtbogenprüfung 

im Kessel noch 
gasdicht (GIS)

Überprüfung der
Zugänglichkeit

Bild 3. Gefährdungsbewertung in Bezug auf Personen- und Gebäudeschutz



Gebäude keine unzulässig hohen
Drücke zu befürchten (Tafel 2). Im
Grenzfall sind ausführliche Berech-
nungen durch entsprechende Be-
rechnungsprogramme möglich.

Wenn es nicht gelingt, die Stör-
lichtbogensicherheit für die Öffent-
lichkeit durch Maßnahmen an der
Netzstation herzustellen, ist die Zu-
gänglichkeit der Netzstation zu
überprüfen. Dabei ist zu bewerten,
dass das zufällige Auftreten eines
Störlichtbogens und die Anwesen-
heit von Personen in unmittelbarer
Nähe zusammenfallen müssen. Das
Auftreten eines Störlichtbogens ist
bereits ein seltenes Ereignis [13]
und das entstehende Gefährdungs-
risiko der Personen ist unter Be-
rücksichtigung der Wahrscheinlich-
keit einer gleichzeitigen Anwesen-
heit abzuschätzen und zu bewer-
ten. Für das Bedienungspersonal ist
dieses Gefährdungsrisiko vernach-
lässigbar klein, da sich das Personal
jährlich nur kurze Zeit in der Nähe
der Netzstation aufhält. Die BGV A3
hat diese Tatsache durch den Grund-
satz berücksichtigt, dass eine Stör-
lichtbogengefährdung in der
Hauptsache bei Bedienungsfehlern
auftritt, bei denen das Personal sich
direkt bei der Schaltanlage befin-
det. Für den Schutz der Öffentlich-
keit lassen sich ähnliche Grundsät-
ze anwenden.

Zusammenfassung

Durch die Betrachtungen der recht-
lichen Rahmenbedingungen ergibt
sich, dass für so gut wie alle Orts-

netzstationen und elektrischen Be-
triebsstätten im öffentlichen Raum
eine Störlichtbogensicherheit ge-
fordert werden muss. Hierzu sind
Punkte festzulegen und zu beach-
ten:
• Handlungsbedarf,
• Fragenkatalog,
• Gefährdungsbeurteilung,
• Risikobewertung,
• Checklisten und
• verantwortungsbewusste Anpas-
sung.

Aufgrund einer Vielzahl der durch-
geführten Versuche zum Störlicht-
bogenschutz lassen sich anhand
der genannten Checklisten Maß-
nahmen konkretisieren und Risiko-
analysen erstellen und bewerten.
Auf der Grundlage dieser Untersu-
chung und durch geeignete Maß-
nahmen und deren Umsetzung
können ältere Stationen erhalten
werden und somit den Anforderun-
gen an Personen- und Sachschutz
entsprechen.
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Tafel 2

Art der Wand zulässiger Überdruck im Raum in hPa

Ziegel (Massivziegel, Lochziegel, Gasbeton) 3 bis 10
bewährte Ziegelwand 30
Fertigbetonteile 50
Ortbeton > 70
Betonraumzellen 130

Tafel 2. Zulässiger Druck in Gebäuden in Abhängigkeit des Materials 
der Wände nach F. Pigler
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